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Zur Begründung der Natur der Rechte über die 
Benützung des fließenden Waſſers. 


In der „Zeitſchrift für badiſche Verwaltung und Verwaltungs⸗ 
Rechtspflege“ finden wir in einem Aufſatze des Verwaltungsgerichts⸗ 
rathes Wielandt die Auffaſſung, nach welcher die Beſtimmungen 
über die Benützung des fließenden Waſſers in das Gebiet des öffent 
lichen Rechtes verwieſen werden, in folgender Weiſe begründet: 

Das fließende Waſſer ift wegen feiner fortwährenden Muhelofig- 
keit und Geſtaltsveränderung kein Gegenftand des Beſitzes. Es enk⸗ 
zieht ſich durch ſeine Ausdehnung über eine Reihe von Grundſtücken, 
durch den Zuſammenhang in ſuh und der verſchiedenen Zuflüſſe 
untereinander, durch die Rückwirkung, welche die Benützungshandlung 
des Einzelnen auf die Benützungsmöglichkeit Anderer äußert oder 
menigſtens äußern kann, der Herrſchuft des Einzelnen. Wührend das 
Privalrecht ſich weſentlich dadurch charakteriſtrt, daß es, wenigſtens 
dem Grundſatze nach, rückſichtslos jederzeſt und gegen Jeden geltend 
gemacht werden kann, iſt eine derartige Benützung des fließenden 
Waſſers durch die Einzelnen grundſätzlich nicht möglich. Anderſeits iſt 
es gerade die Beſtimmung des fließenden Waſſers, dem Nutzen Aller 
zu dienen. Freilich hat zunachſt, wenn man ſich keinerlei öffentliche 
Zugänge als vorhanden denkt, nur der Ufercigenthümer die Mäglich⸗ 
keit, das Waſſer zu benützen, ohue fremdes Eigenthum zu verletzen. 
Allein dies iſt eben nur ein thatſächlicher Vorzug, der mit dem Augen⸗ 
blick zu Ende geht, in welchem auf öffentlicher Anordnung oder auf 
Privaterlaubuiß beruhende Zugange zum Waſſer geſchaſſen werden. 
Der naturlichen Beſtimmung des fließenden Waſſers entſpricht et, 
dag elbe als ein Gemeingut Aller zu betrachten und unter öffentlich 
rechtliche Regelung zu ſtelten. Dieſe Oeffentlichkeit des fließenden 
Waſſers hat fedoch nicht den Sinn, daß dasſelbe unbedingt unter der 
Herrſchaft der Staatsverwaltung flünde, es ſomit einer beſonderen 


Erlaubniß zu deſſen Benützung bedürfe; vielmehr den: daß es von 


vornherein für Jedermauns Gebrauch beſtünmt, ſomit Jedermann das⸗ 
ſelbe zu benützen berechtigt iſt, und dieſer allgemeine Gebrauch nur 


der Aufſicht Seitens der Staatsverwaltung unterliegt. Dadurch unters 
ſcheidet ſich diefes öffentliche Waſſer von jenem der ſchiffbaren und 
floßbaren Gewäſſer, welche vollſtändig unter der Herrſchaft der Staats⸗ 
gewalt ſtehen. 

St hiernach zur Benützung des öffentlichen Waſſers ohne Wei⸗ 
teres Jeder befugt, fo gibt es doch beſondere Arten von Waſſer⸗ 
benützung, welche die Erlaſſung beſonderer Beſtimmungen verlangen. 
Dieſe Beſtimmungen haben den Zweck, einerſeits wegen des Einfluſſes, 
welchen dieſe Nutzungsarten auf die übrige Benützung ausüben, die 
Zulaſſung derfelben au beſondere Bedingungen zu kuüpfen; anderer⸗ 
ſeits aber dieſen Benützungsarten wegen ihrer wirthſchaftlichen Wich⸗ 
tigkeit und wegen der Große der init denſelben verknüpften Kapſtalien⸗ 
verwendung einen beſonderen Schutz zu verleihen. 

Eine ähnliche Auffofjung liegt der Wieſen Ordnung vom 
28. October 1846 fir den preußiſchen Kreis Siegen, deſſen Wieſen⸗ 
kultur berühmt iſt, zu Grunde. Dort entſcheidet der Uferbeſitz über 
die Waſſernutzung nicht. Vielmehr find alle Beſitzer, für deren Wieſen 
das Waſſer ſich mit Vortheil verwenden laßt, befugt au der Nutzung 
Theil zu nehmen. Das Maß ihrer Theilnohme richtet ſich uach dem 
Waſſerbedarfe ihrer Wieſen, im Zweifel nach der Fläche. Die Zurück ⸗ 
leitung des Waſſers in das Bett des Fluſſes braucht nicht unbedingt 
innerhalb der Grenzen des eigenen Grundſtückes zu gefchehen. Wenn 
für eine Bewäſſerungsanlage ein überwiegendes Intereſſe der Landes⸗ 
kultur ſpricht, fo müſſen ſich ſremde Triebwerke und ſonſtige Anlagen 
Aenderungen und Schmälerungen ihrer ſeitherigen Rechte gegen Ent⸗ 
ſchädigung gefallen laſſen. Das Verfahren zur Feſtſtellung der im 
Intereſſe einer Rieſelanlage beantragten Beſchräukung fremder Rechte 
iſt beſonderen Organen, den Wieſenſchöffen und Kreisſachverſtändigen, 
auvertraut. 

Fragt man ſich, von welcher von den beiden eben geſchilderten 
Auffaſſungen ein Waſſergeſetz auszugehen habe, jo hat diejenige, welche 
das fließende Waſſer als Zugehörde der Ufergrundſtücke betrachtet, 
ſcheinbar den Vorzug der Natürlichkeit für fich, da, wie ſchon oben 
erwähnt, der Ufereigenthümer thatſächlich allein die Möglichleit hat, 
das Waſſer ohne Verletzung fremden Eigenthums zu benützen. Aber 
dieſer Vorzug iſt nur ein ſcheinbarer. In Wirklichkeit iſt es unnatür⸗ 
lich, Jemandem ein Privatrecht über ein ihm ſtets entſchlüpfendes 
Element zuzufchreiben, unter völliger Nichtbeachtung des phyſtſchen Zus 
ſammenhanges der fließenden Welle ſowohl, als des Fluſſes oder 
Baches als eines Ganzen, dieſen in rechklicher Beziehung einerſeits 
nach einer blos gedachten Mittellinie zu theilen, anderſeits nach den 
wechſelnden Zufälligkeiten des Uferbeſitzes zu zerſtücken. 

Auch der für dieſe Auffaſſung geltend gemachte Vortheil, daß ſie 
den Rechten der Einzelnen weit höheren Schutz verleihe, als jede 
andere, verliert mefentlih un Bedeutung, wenn man der vielfachen 
Beſchränkungen gedeukt, welche ſelbſt die von dieſen Auffaſſungen gus⸗ 
gehenden Geſetzgebungen den Einzelrechten beifügen mußten. 

Es iſt durch das Vorſtehende ſchon angedeutet, daß diefenige 
Auffaſſung als die der Natur der Sache eutſprechende zu erkennen ſein 
wird, weiche das Waſſer der ſog. Privatflüſſe und Bäche als ein 
Gemeingut betrachtet, beſtimmt ſowohl zum allgemeinen Gebrauche 
als zum befonderen aller Derjenigen, welche nach der Lage ihrer 
Grundſtücke das ſelbe zu laudwirkhſchaftlichen oder gewerblichen Zwecken 


überhaupt benützen können. Sie ift diejenige, welche den Forderungen 
der Volkswirthſchaft entſpricht; fie iſt dieſenige des römiſchen Rechtes 
ſowie der älteren deutſchen Volksanſchauung (vgl. z. B. Gerber, 
deutſch. Privatrecht, 8. Aufl. S. 143 ff.] von Maurer, Geſch. d. 
Dorfuerfaſſung I., S. 280 ff.), und fie laßt, nur in anderer Form 
als die vorerwähnte Auffaffung, einen kaum miuder erfolgreichen Schutz 
der Rechte einzelner Betheiligteu zu. 

Für eine neue Geſetzgebung insbeſondere wird eine andere Auf⸗ 
faſſung kaum möglich fein. Will mau überhauot das fließende Waſſer 
als privatrechtliche Zugehörde des Ufereigenthuns auſehen, fo iſt für 
den Fall, wenn die Ufer auf beiden Seiten verſchiedenen Eigeuthümern 
angehoren, das einzig Folgerichtige der Theilung des Waſſers nach der 
Mitte des Baches oder Fluſſes ohne Rücksicht auf die Bebdürſuiſſe 
des jenſeitigen Üfernachbarn. Dieſe Art von Theilung iſt aber den 
Spezialrechten unbekannt und es iſt Gewohnheitsrecht, daß bei der 
Waſſernutzung Jeder den gleichen Nutzen der übrigen Uferaulſeger zu 
berückſichtigen hat, und iſt dem billigen Ermeſſen möglichſter Spielraum 
gegeben. Eine Durchfuhrung des rein privatrechtlichen Grundſatzes 
würe hiernach für eine neue Geſetzgebung ein Rückſchritt. Dagegen 
kann fie wohl nur ſortſchreiten zur Annahme des Grundſatzes, daß das 
nicht geſchloſſene und nicht zu ſchifſbaren oder floßbaren Gewäſſern 
gehörige Waffer Gemeingut Aller fei. 

Iſt einmal dieſer Grundſatz anerkannt, jo folgt aus demſelben 
mit Nothwendigkeit, daß dieſenige Behörde, welche überhaupt die All: 
gemeinheit, das Publikum vertritt, d. i. die Verwaltung, im Allge⸗ 
meinen den Gebrauch des Waſfers zu regeln hat. 

Weniger außer Zweiſel dagegen iſt es, welcher Behörde dann die 
Entscheidung zuſteht, wenn die Betheiligten über die beſonderen Nutzungs⸗ 
rechte ftreiten, welche der Elnzelne durch unbeanſtändete Benützung des 
Waſſers zu beſonderen Zwecken erworben hat. Es liegt nahe, zu behaup⸗ 
ten, nur der bürgerliche Richter konne hier zuſtändig fein, weil uur 
eln Streit zwiſchen Einzelnen über die ihnen als ſolchen für ihre 
Einzelzwecke zuſtehenden Rechte vorliege. Gleichwohl wird diefe An⸗ 
ſchauung nicht richtig fein. Iſt das Waſſer Gemeingut, zur Benützung 
Aller beſtimmt, hat alſo Jeder aus dem Publikum gleiches, keiner ein 
ausſchließliches Recht, fo kann eine Ausſcheidung einer beſtimmten 
Waſſernutzung zu den beſonderen Zwecken nur erfolgen auf Grund 
einer ausdrücklichen oder ſtillſchweigenden Geſtattung der Allgemeinheit 
und nur in dem Umfange, als die Allgemeinheit, bezw. daß ſie vertretende 
Geſetz oder die Verwaltung, diefen Einzelgebrauch zuläßt. Derjenige 
alfo, welcher in einem über ſolchen Einzelgebrauch eutſtaudenen Streite 
als Kläger denſelben oder deſſen Umfaug beſtrettet und beſchräukt 
wiſſen will, macht im letzten Grunde die zu Gunſten der Allgemein- 
heit beſtehende Unbeſchränkthert und Gemeinſamkeit des Waſſers geltend, 
wenn er auch die Ergebulſſe ſich zuwenden will. Ebenſo fügt der 
Beklagte ſein Recht auf die Seitens der Allgemeinheit ihm zu Theil 
gewordenen Zugeſtändujſſe. Es liegt alſo in der That ein Streit 
vor über Befuguiſſe, die von der Allgemeinheit abgeleitet werden; im 
Grunde ein Streit zwiſchen dem Einzelnen und der Oeffentlichkeit, d. h. 
ihrer Vertreterin, der Verwaltung, wobei das Recht der Letzteren nur 
thatſächtich durch einen Einzelnen aus dem Publikum gelteud gemacht 
wird. Streitigkeiten dieſer Art aber gehören, wo Verwaltungsgerichte 
beſtehen, vor dieſe. 

Von ſelbſt verfteht ſich, daf auch prſvpatrechtliche Verhältniſſe 
zwiſchen den Einzelnen, insbeſondere Vertragsverhältuiſſe, vorkommen 
können, und das im Streitſalle die Entſcheidung über dieſelben dem 
bürgerlichen Richter zuſteht. 


— — 


Mittheilungen aus der Praxis. 


a) Die polſilſche Behörde iſt zu einem Erlenntuiſſe über Schadenerſatz⸗ 
auſprüche nur in Verbindung mit einem polttiſchen Straferkeuntuiſſe 
tompetent. 

b) Bei Beurtheilung der Frage, ob Forſt⸗ oder Feldrultur verletzt wor⸗ 
den, It nicht die Bezeichnung im Kataſter, ſondern Dex factifche Zuſtaun 
maßzgebend. 


Am 8. Auguſt 1869 wurde von der Bezirkshauptmannſchaft in 
B. eine kommiſſionelle Erhebung über die von Inſaſſen aus H. in der 
Cultur der Gemeinde O. durch Beſahrung derſelben mit ſchweren 
Wägen augerichteten Schaden gepflogen. Hierbei wurde vor Allem ein 
zwiſchen den Vertretern der Gemeinden O. und H. von der Grund⸗ 
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laſten ⸗Ablöſungs⸗ nnd Regulirungs Landes ⸗Commiſſion unterm 
23. December 1858 genehmigte Vergleich zur Sprache gebracht, wor» 
nach die Gemeinde O. behufs der Ablöſung des, der Gemeinde H. 
auf der der erſteren eigenthümlich gehörigen Hutweide Parcelle 757 
per 24 Joch zuſtehenden, Weiderechtes der Gemelnde H. einen Thell 
diefer Hutweide mit drei Joch in dos volle Eigenthum abgetreten hat, 
wogegen die Gemeinde H. für immerwährende Zerten auf ihr früheres 
Weiderecht verzichtete, und im Artikel 3 das unbeſchränkte, alleinige 
Eigenthum der Gemeinde O. auf den Reſt der Parcelle Nr. 757 von 
21 Joch anerkannte, Gleich nach vorgenommener Theilung hat die 
Gemeinde O. beſchloſfen, die nunmehr unbelaftete Hutwelde in Waldung 
umzuwandeln; es wurde ein Verbot erlaſſen, über die Hutweide zu 
ſahren, welches Verbot auch den Inſaſſen von H. mitgetheilt wurde. 
An der Grenze der Hutweide gegen die Ortſchaft K. errichtete die 
Gemeinde O. einen Graben, fpäter auch einen ſolchen bel dem Ein: 
gange in die Hutweide. Die erſte Bepflanzung erfolgte im Jahre 1861, 
die zweite 1869. Der früher beſtandene aufgelaſſeue Weg wurde eben⸗ 
falls in Kultur gebracht. Diefer Weg ging früher von dem Orte O. 
aus über die Gemeinde⸗Hutweide bis zur Ortſchaft K. Die Gemeinde 
H. beſitzt ebenfalls einen zur Ortſchaft K. führenden, von dem früheren 
nur 200 Schritte entfernten Weg. Da jedoch dieſer Weg Schnee⸗ 
verwehungen anusgeſetzt iſt, und, wie die Inſaſſen von M, behaupten, 
bel dem Transporte von langen Hölzern keine entſprechenden Ein⸗ 
leukungen hat, haben mehrere dortige Inſaſſen es vorgezogen, den 
Weg über die Hutweide der Gemeinde O. wleder zu beſahren, den ſie 
in früheren Jahren benützt haben. Die Inſafſeu von Du brachten bei 
der Commiſſion vor, daß nach ihrer Meinung bei der Theilung der 
Hutweide der fragliche Weg, der ſeit jeher befahren wurde, nicht in 
das Alleineigenthum der Gemeinde O. übergegangen ſei. Sie hätten 
daher auf das ihnen zugekommene Verbot keinen Werth gelegt und 
felen, wie früher, auch jetzt nach vorgenommener Einwerfung der 
Schanzen über dieſen Weg geſahren. Dagegen erwiderten die Vertreter 
der Gemeinde O., daß, wenn auch wirklich der Weg von jeher be⸗ 
ſtanden hat, ſich doch die Gemeinde H. durch den erwähnten Vergleich 
ihres Rechtes begeben habe, indem der größte Theil der Hutweide ohne 
Vorbehalt in das freje Eigenthum der Gemeinde O. übergegangen iſt. 
Hinſichtlich des der Gemeinde H. gehörigen Weges bemerkten bie 
Gemeindevertreter von O, daß derſelbe zum Führen des Bauholzes 
geeignet iſt, und daß bei vielem Schnee diefer Weg allerdings unfahr⸗ 
bar ift, was jedoch ebenſo bei dem Wege über die ag a n 
Nr. 757 der Fall iſt. Schließlich ſtellten die Vertreter der Gemeinde 
O. die Bitte, daß ihre Gegner zum Waldſchadeuerſatze und Zahlung 
der Commiſſtouskoſten verurtheilt werden, nachdem fie ſchon früher auch 
um deren Beſtraſung gebeten hatten, wobei fie noch bemerkten, daß es 
den Inſaſſen von Y freiſtehe, ihr vermeintliches Recht im Prozeßwege 
geltend zu machen. 

Mit dem Erkenntniſſe des Bezirkshauptmannes vom 17. Septem⸗ 
ber v. J. wurden ſechs Inſaſſen von 9. zum Erſatze des Waldſchadens 
mit 5 fl. 10 kr., der Commiſſtonskoſten mit 10 fl. 71 kr. und des 
Stempels zum Protokoll per 1 fl. verurtheilt, In der Begründung 
wurde hervorgehoben, daß die Inſaſſen von H. ihr Recht nicht rechts⸗ 
kräftig nachgewieſen haben, daß daher ihre Einwendungen nicht berückſichtiget 
werden können, daß vielmehr mit Rückſicht auf die ſtattgehabte Thellung 
der Hutweide angenommen werden müſſe, daß der in Rede ſtehende 
Fahrtweg zur beliebigen Diepofttion der Gemeinde O. zugefallen iſt, 
und zwar umſomehr, als in Folge diefer Theilung der Gemeinde H. 
oberhalb dieſer Hutweide ein Fahrtweg angewiefen worden iſt. Solange 
daher die Inſaſſen von H. ihr vermeintliches Recht auf die Mit⸗ 
beuützung des Weges auf der Hutweide 757 nicht rechtskräftig nach⸗ 
weifen *), bleiben fie für jeden auf dieſe Art an den jungen Wald⸗ 
pflauzen verurſachten Schaden der Gemeinde O. erfatzpflichtig. 

Gegen diefes Erkenntniß recurrirten die Inſaſſen von H. an die 
Statthalterei. 

Die Recurrenten erklärten durch Gedenkmänner nachweiſen zu 
können, daß ſie ſeit jeher den fraglichen Weg benützten, und daß bei 
dem Vergleiche auf den Weg gar keine Rückſicht genonnnen wurde, 
daher das diesfüällige Recht ſtillſchweigend als weiter beſtehend an⸗ 
genommen wurde. 

Mit Entſcheidung nom 22. November v. J. hob die Statthalterei 
das Erkenntuiß des Bezirkshauptmanns als incompetent auf, well die 


*) Bei der Ablöſung des Weiderechtes konnte wohl das behaupte Fahrt: 
recht kaum zur Sprache gebracht werden, da es Leinen Gegenſtand der Reguli⸗ 
zung ober Ablöſung bildet. Kaiſerliches Patent von 5. Juli 1853. (N.-@.-. 
Nr. 130, g. 1, Abſag 3 a und ba 


Weideparcelle Nr. 757 wenngleich mit Waldpflanzen cultivirt, deßhalb noch 
nicht als Wald im Sinne des Forfigefeges anzuſehen ift, vielmehr die 
Beſchädigung der Anpflanzung als Feldfrevel nach der Miniſſerial⸗ 
Verordnung vom 30. Jänner 1860 zu behandeln iſt, indem die 
Bezeichnung im Kataſter dießfalts als maßgebend belrachtet werden muß. 

Das Miniſterium des Innern hat unterm 8. Februar 1870, 
3. 414, entſchieden wie folgt: 

„Im Einvernehmen mit dem Ackerbauminiſterium werden die 
Erkenntnifſe der erſten und zweiten Inſtanz als illegal aufgehoben. 

Die Entſcheidung erſter Inſtanz ſtellt ſich aus dem Grunde als 
ungefeglih heraus, weil der Bezirkshauptmaun kein Straferkennkniß 
gefallt hat, und nur in Verbindung mit einem ſolchen die politiſche 
Behörde zur Entſcheldung über Schadenerſatzanſprüche competeut iſt. 

Auch die Statthalterel-Entſcheidung erſcheint nicht legal, weil, 
nachdem bereits im Jahre 1861 die fragliche Hutwelde unter Forſtcultur 
genommen wurde, biefe Parcelle nunmehr nach $. 1 des Forſtgeſetzes 
als Gemeindewald angeſehen werden muß, die Bezeichnung der Cultur 
im Kataſter nicht entſcheidend ift, und demnach auf dem bezeichneten 
Waldgrunde fo wenig ein Feldfrevel begangen werden kann, als auf 
einem aus einem ausgerodeten Walde entitandenen Felde durch Beſchä⸗ 
digung der Feldfrüchte eine Uebertretung des Forſtgeſetzes ſtattfinden kann. 

Die den Inſaſſen von DO zur Laſt gelegte Handlung kann ſich 
als eine Uebertretung des 8. 60, Abſatz 7 des Forſtgefetzes heraus⸗ 
ſtellen, da die erwähnten Inſaſſen einen gußer Gebrauch geſetzten Weg 
benützt haben. 

Die Stanthalterei hat daher den Bezirkshauptmann in B. auzu⸗ 
weiſen, die Strafverhandlung gegen die Geklagten auf Grund des 
Forſtgeſetzes neuerlich zu pflegen. Auch hat die Statthalterei als Las 
desbehörde in Angelegenheiten der Grundlaſten-Ablöſung und Aegulir 
rung mit Rückſicht darauf, daß der in Rede ſtehende Grund dermal 
der Holzzucht gewidmet iſt, von Amtswegen in Erwägung zu ziehen, 
ob der von den Inſaſſen in H. erhobene Aufpruch auf das FFohrtrecht 
der Amtshandlung nach dem kalſerlichen Patente vom 5. Yulı 1858 
zu unterziehen ſei.“ F. v. E. 


Zur Frage, iuwieferne eſu von der Gemeinde gefalltes Ausweiſungs⸗ 
Erkenntuiß als Hinderungsgrund zum Autritte eines Gewerbes in 
derſelben Gemeinde angeſehen werden kaun. 


Peter L., nach K. zuftändig, hat, uachdem er ſich bisher bei ver⸗ 
ſchledenen Meiſtern als Nagelſchmiedgeſelle in Arbeit befand, unter 
dem 18. Auguſt 1869 den felbftfländigen Betrieb des freien Nagel⸗ 
ſchmiedgewerbess im ſteiermärkiſchen Markte A. angemeldet und wurde 
ihm hierüber vom Bezirkshauptmann in W. dd. 28. August 1869, 
Z. 5069, der Gewerbsſcheln ausgefertigt. 

Gegen die Ausfertigung des Gewerbeſcheines wurde von der 
Gemeinde A. eine Beſchwerde an die Statthakterei eingebracht, in 
welcher gebeten wurde, den Peter L. von der Ausübung des angemel⸗ 
deten Gewerbes in A. anszuſchließen, da gegen deuſelben ein von der 
Gemeinde unterm 15. Dezember 1868 gefaßter Aüswelſungsbeſchluß 
vorliege. 

Peter L. wurde nämlich im Jahre 1868 von ſeinem früheren 
Meiſter Karl K. beſchuldigt, Eiſen und Werkzeug, die dieſem von ſei⸗ 
nem Sohne geſtohlen wurden, angekauft zu haben, und deshalb vom 
Bezirksgerichte B. und dem Oberlaudesgerichte un G. mit Urthell 
vom 27. Oktober 1868, Z. 13283, wegen Uebertretung der Dieb⸗ 
ſtahlstheilnehmung zu 14 Tagen Arreſt und Rückſtellung der Waare 
verurtheilt. Ferner wird ihm zur Laſt gelegt, daß er vor mehreren 
Jahren mit feinem Nebengefellen dem Melſter S. Aepfel aus dem 
Garten geſtohleu habe, welche ſofort ohne weitere gerichtliche Prozedur 
über Auorduung des Gemeſudevorſtehers mit 5 Gulden bezahlt wer⸗ 
den mußten. 

Aus dieſen Gründen hat die Gemeindevorſtehung von A. am 
15. Dezember 1868 den Beſchluß gefaßt, den Peter L. nicht länger 
in der Gemeinde zu dulden und denſelben unter Berufung auf den 
$. 10 der ſteiermärkiſchen Gemeinde ⸗Orduung dom 2. Mai 1864 
(Art. III. des Geſetzes vom 5. März 1862) auszuwelſen und den 
Bezirkshauptmann in W. um die Durchführung der Ausweifung zu 
erſuchen. 

Der Bezirkshauptmann hat unterm 27. Jänner 1869 den Peler 
L. angewieſen, ſich dem rechtskräftigen Auswelfungserkenntniſſe der 
Gemeinde zu fügen. Beſchwerden des L. an den Bezirkshauptmann 
und den Statthalter gegen diefes Ausweiſungserkenntniß der Gemeinde 
wurden wegen abgelaufener Recurefriſt zurückgewieſen. 
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Die Statthalterei hat mit Eutſcheidung vom 24. November 1869, 
3. 14044, zwar den Recurs der Gemeinde gegen die Ausfertigung 
des Gewerbeſcheines als unberechtigt zurückgewieſen, die Beſchwerde 
jedoch zum Aulaſſe genommen, um den Peter L. von Amttzwegen auf 
Grund der 88. 7 und 146 der Gewerbe⸗Ordnung von dem Antritte 
des erwähnten Nagelſchmled gewerbes in U, auszuſchließen, „wegen des 
nun zu ihrer Kenntniß gekommenen Mangels eines geſetzlichen Erfor⸗ 
derniſſes.“ 

Im Miniftertal-Mecurfe bemerkt Peter L., daß er laut des Wan⸗ 
derbuches ſich bei allen Meſſtern ſtets treu und redlich aufgeführt habe, 
und daß er wegen der einzigen, ihm zur Laſt liegenden Ungeſetzlichkeit 
in feinem vierzigjährigen Leben doch nicht für immer von einem ehrlichen 
Gewerbe ausgeſchloſſen werden dürfte, welches er durch fo viele Jahre 
redlich betrieben. Was feine Ausweiſung aus der Gemeinde betreffe, fo ſei 
der bezügliche Gemeindebeſchluß wohl allerdings in Rechtskraft erwachſen, 
eben jo gewiß fei es aber, daß die Gemeinde A. auf dle Durch⸗ 
führung dieſes Erkenntniſſes faktiſch verzichtet habe, 
indem ſie die Rückkehr bezlehungsweiſe den neuerlichen 
Aufenthalt des Recurrenten in A. vom Auguft 1869 an 
dul dete, und erſt dann dagegen Einſprache erhob, als der Bezirks⸗ 
hauptmann in W. deſſen Gewerbeanmeldung bereits angenommen und 
den Erwerbſchein ausgefertigt hatte, ohne mehr auf das der Bezirks⸗ 
hauptmannſchaft bekannte Auswelſungserkeuntniß Rückſicht zu nehmen. 
Die Gemeinde habe Recurrenten auch noch fernerhin und zwar fo lange 
geduldet, daß er ſich am 21. November 1869 mit der in der Gemeinde 
A. begüterten Witwe Katharina H. verehelichen konnte. Durch biefe 
Haltung der Gemeinde fei ein neuer faktiſcher Zuſtand geſchaffen mor⸗ 
den, deſſen Confeguenzen ſich die Gemeinde nunmehr gefallen laſſen 
möffe. Endlich ſei Recurrent, nachdem er ſein Gewerbe ſelbſiſtändig 
angemeldet und die Erwerbſteuer pro 1869 bereits entrichtet habe, 
hiedurch nach 8. 1 des die Gemeinde⸗Ordnung für Steiermark abän⸗ 
deruden Geſetzes vom 24. Sept. 1868 L. G. Bl. Nr. 19 Gemeinde 
genoffe in A. geworden und könne daher als folder 
nicht mehr ausgewieſen werben, 

Die Statthalterei beantragte die Abweſſung des Rekurſes mit 
Hinweiſung auf die erwähnten Gründe ihrer Entfheldung, ſowie auf 
die 89. 14 und 15 der Gewerbe-Ordnung und mit dem Beifügen, 
daß die Gemeinde A, als Stanvort des Gewerbes nie angenommen 
werden könnte, nachdem L. aus dieſer Gemeinde rechtskräftig aus⸗ 
gewieſen erſcheint, und anderer Art das der Gemeinde nach . 10 
bes Gemeindegeſetzes eingeräumte Recht ganz illuſoriſch gemacht wer⸗ 
den würde. 

Das Minifterium des Innern hat unterm 14. Februar 1870, 
3. 1380, folgende Enkſcheidung gefällt: 

„Da unter den aus dem Statthalterei-Berichte erſichtlichen Ver⸗ 
hältniſſen von der Ausübung des Nagelſchmiedgewerbes durch Peter L. 
in der Gemeinde A, ein Mißbrauch nicht zu beſorgen ſteht (8. 7 der 
Gewerbe⸗Ordnung) und gegen deſſen Zulaſſung zum Gewerbebetrlebe 
auch ſonſt kein in der Gewerbe⸗-Ordnung gegründetes Hinderniß 
obwoltet ($. 15 der Gew. Ord.); fo wird dem Recurſe des Genann⸗ 
ten gegen die Stattholterei-Entſcheidung vom 24. November 1869, 
Z. 14044, womit derſelbe vom Autrilte des gedachten Gewerbes von 
Amtswegen ausgeſchloſſen wurde, hiemit Folge gegeben.“ . 


Sit die Jagdverpachtung auch nach Kataſtral⸗Gemelnden zuläſfig ! 


Der zur Ortsgemeinde 8. gehörigen Kataſtral⸗Gemeinde L. wurde 
von der Bezirkshauptmanuſchaft in F. und im Recurswege von der 
Statthalterei in G. die abgeſonderte Jagdverpachtung verweigert, indem 
unter „Gemeinde“ im Sinne des Jagdpatentes (5. 7) uur die jeweilig 
geſetzlich normirte Gemeinde, alſo derzeit die Ortsgemeinde verſtanden 
werden kann. Der Erlaß des Miniſteriums des Innern nom 10. Sep⸗ 
tember 1849, Z. 386, R. G. B. ſagt nämlich ausdrücklich: „daß 
unter der im §. 6 des Jagdgeſetzes bezeichneten Gemeinde, bis zur 
erfolgten Conſtituirung des neuen Gemeindegeſetzes 
die Gemeinde, wie dieſelbe jetzt (damals) beſteht, verſtanden wer⸗ 
den ſolle.“ 

Das Ackerbau⸗Miniſterium hat jedoch unterm 10. April 1870, 
3. 1936/31 dem Rerurſe der genannten Kataſtral⸗Gemeinde gegen 
dieſe mit dem Erkenntniſſe des Bezirkshauptmauns übereinftimmende 
Statthalteret⸗Entſcheidung dahin Folge gegeben, daß die Jagdbor⸗ 
keit auf den innerhalb der Vermarkung der Kataſtral⸗ 
Gemeinde L. gelegenen Grun dſtücken für ſich, abgeſon⸗ 
dert von der Jagdbarkeit auf den übrigen zur Orts⸗ 


gemeinde L. gehörigen Gründen, verpachtet werben 
ſoll, weil nach dem Reſultate der vorgelegten Erhebungen: 

a) das Jagdgebiet dieſer Kataſtral⸗Gemeinde einen zuſammen⸗ 
hängenden Grundromplex von mehr als 200 Joch umfaßt, 
und weil 

b) laut des Abſtünmungs Protocolles ddto. 20. Mürz 1870 die 
Ortsgemeinde L., beziehungsweiſe die Vertretung derſelben mit 
dieſer abgeſonderten Verpachtung einverftanden iſt. 

Das Miniſterium wurde bei diefer Entſcheidung von der nachſtehen⸗ 

den Anſchaunng geleitet: 

Das k. Patent vom 7 März 1849, R. G. B. Nr. 154, hat 
das Jagdrecht auf fremden Grund und Boden aufgehoben, auf allen 
in den 8.8. 4 und 5 nicht ausgenommenen innerhalb einer Gemeinde⸗ 
markung gelegenen Grundſtücken die Ingd der betreffenden Gemeinde 
zugewieſen, und letztere verpflichtet, die Jagd ungetheilt zu verpachten. 
Als Gemeinde iſt im Sinne des Mimſſterial⸗Erlaſſes vom 10. Sep⸗ 
tember 1849, R. G. B. Nr. 386, die Gemeinde zu verſtehen, wie fie 
damals beſtand, und zwar bezüglich aller nad) dem ſtabilen Gruudfteuere 
Kataſter zu dieſer Gemeinde zugemeſſenen Grundſtücke. Das 
damals in der Durchführung begriffene Gemeindegeſetz vom 17. März 
1849 hat unter der Ortsgemeinde in der Regel die als ſelbſtſtändiges 
Ganze vermeſſene Kataſtral-Gemeinde verſtanden, hat jedoch geſtattet, 
daß einzelne Steuer- oder Kataſtral⸗Gemeinden ſich zu einer Ortsge⸗ 
meinde vereinigen, und an dieſen Beſtimmungen haben auch die ſpäte⸗ 
ren Gemeindegeſetze nichts Weſentliches geändert, da fie die Vereinigung 
und vefpertive Trennung der Ortsgemeinden nach Kataſtral⸗Gemeinden 
unter beſtimmten Bedingungen geſtatten. Werden nun mehrere Kalaſtral⸗ 
Gemeinden zu einer Ortsgemeinde vereinigt, ſo folgt daraus wohl 
nothwendig, daß die Verwaltung des Jagdrechtes, welche ſchon im 
Sinne des Miniſterial⸗Erlaſſes vom 10. September 1849 in ben 
Wirkungskreis der Gemeinde» Verwaltungs » Organe gehört, in allen 
Kataſtral⸗Gemeinden den für die vereinigte Ortsgemeinde konſtituirten 
Gemeinde⸗Organen zuſtehe, es folgt aber daraus keineswegs, daß nun 
auch die berſchiedenen Jagden dieſer Kataſtral⸗Gemeinden zu einem 
einzigen Jagdgebiete vereinigt werden muͤſſen, daß dadurch früher nach 
Kataſtral⸗Gemeinden abgeſchloſſene Jagdpachtvertrüge außer Wirkſamkeit 
geſetzt werden, und daß die im Sinne des Jagdpatentes vom 7. März 
1849 in jeder Kataſtral⸗Gemeinde ungetheilt zu verpachtende Jagd 
blos deshalb auch für die vereinigten Kataſtral⸗Gemeinden als eine 
einzige und ungetheilte verpachtet werden fol, weil dieſe verſchiedenen 
Kataſtral⸗DGemeinden ein gemeinſchaftliches Verwaltungs⸗Organ erhalten 
haben. F. K. 
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Verorduungen. 
Erlaß des k. 1. Fiuanz⸗Miniſterinnus vom 14. April 1867, g. 48907, 
betreſſend bie Erwerbſteuerbehandlung der Fillul⸗Zweig⸗Gtabliſſements 
und Niederlagen. (Mepubkieirt am 19. Februar 1870, 3. 33819.) 


Nachdem man in die Kenntniß gekommen it, daß bei der Erwerbſteuer⸗ 
behandlung der Filial⸗Zweig⸗Etabliſſements und Niederlagen ein verſchlebenes 
Verfahren beobachtet wird, fo ſieht man ſich veranlaßt, hierüber Nachſtehendes 
zur Darnachachtung zu bemerken. 

Niederlagen inlänbifcher Fabriken, welche nur den Verkehr mit ben 
Grzeugniſſen der Fabriken, zu denen fie gehören, beſorgen, erſcheinen nicht als 
felbfiftänbige Handelsunlernehmungen, und ſind ſomit nach dem Finlanzmini⸗ 
ſterial⸗Erlaſſe vom 2. October 1865, Z. 45227, auch nicht abgeſondert 
zu beſteuern. — Was jedoch die ſogenannten Mal: oder Zweig⸗Etabliſſements 
betrifft, ſo iſt bezüglich ihrer Erwerbſteuer⸗Bemeſſung zu unterscheiden: ob fie 
mit einer anderen Unternehmung (Hauptunternehmmg) in einer „nothwendigen“ 
ober nur in einem „zufälligen“ Zuſammenhange ſtehe. Die letzteren erſcheinen 
als eme felbfeftänbige Unternehmung und ſind daher allerdings von der 
Bemeſſungsbehörde ihres Betriebes abgeſondert der Erwerbſteuer⸗Bemieſſung 
zu unterziehen. Die erſteren hingegen erſcheinen nur als ein Hilfs⸗Etabliſſement 
der Hauptunternehmung und ſind aus dem Grunde nicht abgeſondert mil der 
Erwerbſteuer zu belegen, ſondern lediglich bei der Besteuerung der Haupt: 
unternehmung zu bexückſichtigen. — Damit nun die Behörde, welcher die 
Steuerbemeſſung der Hauptunternehmung obliegt, hierbei auch den Umfang 
des auswärtigen Geſchäftsbetrtebes entsprechend berüdfichtigen konne, find 
die Behörden, in deren Bezirken ſich derlei Hilfs⸗Ctabliſſements befinden, ver⸗ 
pflichtek mit jener Behörde, welche die Beſteuerung vorzunehmen hat, ſich ins 
Einvernehmen zu ſehen und die erhobenen Daten des Geſchäftsbetriebes ihr 
mitzutheilen. 
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Perſonalien 
nach dem amklichen Theile der Wiener Zeitung“. 
Se. Majeſtät haben dem Miniftertalvathe Rudolf Salzmann Ebler 
von Bien enfeld eine Hofratgfielfe beim Oberſten Rechuungshoſe für vie im 
Neichsrathe verkretenen Königreich und Länder verliehen. 
„Se. Maleſtät haben den Polizeiobercommiſſär Emanuel Weber zum 
Regierungsrathe extra statum bei der ſchleſiſchen Landesregierung ernannt. 


Erledigungen 
aus dem Amtsblatte der „Wiener Zeitung”. 

Drerräfectinenſtellen um k k. allgemeinen Kraukenhauſe und der k.k. Kranken: 
anftalt Aubeltitiftung in Wien, Monglslohn 20 fl. Wohnung und Mittags. 
verlöftigung bis 31. Maj J. J (Amtsblatt 98.) 
_, Salculanteuftelle bein Dechnaaugsdeparlement der feder + Öfterreichifchen 
Stallhalteren mit Taggeld von 1 fl. 50 ke. eventuell 1 fl. bis 14. Mai [ & 
(Amtsblatt 99.) — 

Eoumunal + Urzteöftelle in Refinarı, 900 fl. Gehalt bis 15. Juni J. X. 
(Amtsblatt 101.) I 1 Sehe 

Drei Paupraclikantenſtellen für Mähren mit Ybjuten von je 400 fl. lis 
nde Juni 1. J. (Amisblatt 101.) 


Neue Auflagen 
der Manz ſchen Geſetzes-Ausgaben. 


In Verlage der G. 3. Mau ſchen Buchhandlung in Wien (Kohl 
e enen vnd Ducdı, ale Buchen ee 


2 2 
Das Verfahren außer Streitfachen 
nad dem kaiſ. Patente vom 9. Auguſt 1854 
mil den darauf bezüglichen und ben 
über die Berlaſſenſchaftsgebühren, die Todeserklärung und die Amor⸗ 
tiftrung von Urkunden erlaſſeuen Verorbnungen. 
Neuer, Bis Ende Pezemper 1868 ergängter Aüdendh, 
1870. Kl. 8. Preis 80 kr. ö. W. 


Die Porſchriften 


über 


Aechts-Geſchäfte außer Htreilſachen. 


Neuer ergänzter Abdruch 
1870. gil. 8. Preis fl. 2. 
Elegant in engliſche Leinwand geb. 2 fl. 40 kr. 
(Toſchen-Musgaße der öfter. Geſethe TIL, Band.) 


Die Vorſchriften 


Aber 


Wehrpflicht, Volkszählung, 
Gingnartierung und Borspann 
bis anf die neueſte Zeit zuſammengeſtellt, 
Deltte, als Ende 1869 vervomffändlgfe Auflage. 
1870. Kl. 8. Geh. Preis 2 fl. 30 kr. 


Elegant in engliſche Leinwand geb. 2 fl. 70 kr. 
(Toſchen⸗ Ausgabe der österr. Gefehe X. Pauv)) 


Das allgemeine Handelsgeſetzbuch 

vom 17. Dezember 1862. 

fat dem Einführungsgeſetze 

und allen darauf bezüglichen und erläuternden Verordnungen. 

Blerker, bis Ende Depeniber 1869 ergünzler Abdronh. = 

1870. l. 8. Geh. Preis 80 fr. 
Elegant in engliſche Leinwand geb. 1 fl. 20 kr. 
(Tofchen⸗Musgaße der öflerr. Geſetze XI. Band.) 


Im Verlage der 6. 3. Manichen Buchhandlung in Wien, Kohlmarkt 7 
iſt ſoeben erſchienen und durch alle Buchhandlungen zu beziehen: 
Sammlung von Eutſcheidungen 
zum 
Handels -Geſetzhuche. 
Akseite Folge. 


Bon 
Dr. Leopold Adler un Dr. Robert Clemens 
Lt. Lonbesgertchtsabinnkten, Hof⸗ und Gerichtsadvokaten. 


Gr. 8. Geheftet 1 fl. 50 kr. ö. W. 


Drud von A. Pichlers“ Mit & Sohn in Wien 
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